
gabe bestimmter beweglicher Sachen) ohnehin entziehen
kann, sodass § 811 I ZPO sein erklärtes Ziel in dieser Kon-
stellation nicht erreichen kann.47 Nach wie vor kann hier in
Klausuren die Frage zu diskutieren sein, ob sich die Vor-
schrift nur auf die Situation eines Eigentumsvorbehalts be-
zieht oder aber auch auf Sicherungsübereignungen.48

C. DER KLAUSURKLASSIKER: DIE GRABSTEINPFÄN-
DUNG

Ein Klausurklassiker war bisher die Frage, ob ein Grabstein
Pfändungsschutz genießen kann.49 Insofern war umstritten,
ob ein Grabstein als ein zur unmittelbaren Verwendung für
die Bestattung bestimmter Gegenstand angesehen werden
konnte (§ 811 I Nr. 13 ZPO aF). Mangels Anknüpfungs-
punktes in § 811 ZPO nF kann künftig nur noch diskutiert
werden, ob ein Grabstein aufgrund eines übergesetzlichen
Pfändungsverbotes unpfändbar ist. Dazu neigte bei der alten
Rechtslage ein Teil der Rechtsprechung mit der Begründung,
dass die Pfändung eines Grabsteins das Pietätsgefühl des
Schuldners und der Allgemeinheit verletze.50 Einer Gegen-
auffassung zufolge war ein übergesetzliches Pfändungsverbot
generell ausgeschlossen.51 Der BGH hat die Frage offen ge-
lassen und judiziert, dass ein Grabstein wegen einer Geld-
forderung grundsätzlich jedenfalls dann pfändbar sei, wenn
er unter Eigentumsvorbehalt geliefert wurde und der Stein-
metz wegen seines Zahlungsanspruchs vollstrecke.52 Dann
müssten Pietätsgesichtspunkte zurücktreten. Der Steinmetz
könne in diesem Fall nämlich ohnehin seinen Herausgabe-
anspruch klageweise durchsetzen und diesen dann nach § 883
ZPO vollstrecken. In diesem Kontext könne sich der Schuld-
ner dann weder auf ein gesetzliches Pfändungsverbot noch
auf Pietätsgesichtspunkte berufen. Wenn in diesem Zusam-
menhang weder das Andenken des Verstorbenen noch das
Pietätsempfinden des Schuldners eine Rolle spiele, dann dürf-
ten diese Überlegungen gegenüber einem Steinmetz, der nicht
seinen Herausgabeanspruch, sondern seinen Zahlungsan-

spruch verfolgt, nicht entscheidend ins Gewicht fallen. Letzt-
lich sei der Schuldner, der seiner Zahlungsverpflichtung nicht
nachgekommen ist, für die Situation selbst verantwortlich.53
Man kann sich vorstellen, dass die Pfändung eines Grabsteins
unter dem eben beschriebenen Gesichtspunkt eines überge-
setzlichen Pfändungsverbots nach wie vor ein Klausurthema
bleiben kann.

D. FAZIT

Es hat sich gezeigt, dass aufgrund der gesetzgeberischen Neu-
konzeption von § 811 ZPO einige Klausurklassiker künftig
nicht mehr zu diskutieren sein werden. Man darf also nicht
der Versuchung erliegen, gewissermaßen gebetsmühlenartig
alte Streitstände zu rekapitulieren. Es steht aber zu erwarten,
dass sich – wie angedeutet – in der Praxis neue Auslegungs-
fragen ergeben werden, die dann auch Einzug in Klausuren
finden werden. Diesbezüglich lässt sich aber bei neuen Geset-
zen noch keine genaue Prognose vornehmen. Was die An-
wendung der Pfändungsverbote angeht, hat die bisherige
Klausurpraxis gezeigt, dass kein Detailwissen erwartet wird.
Vielmehr ging es immer darum, die im Sachverhalt angelegten
Probleme mithilfe einer umfassenden Auslegung von § 811
ZPO zu lösen. Auch künftig wird es so mit dem notwendigen
Problembewusstsein gelingen, vertretbare Lösungsansätze zu
entwickeln. Die sorgfältige Arbeit mit den Auslegungsmetho-
den bleibt so weiter „streitentscheidend“.

47 BT-Drs. 13/341, 24.
48 Vgl. zu dieser Problematik im Klausurkontext zB Graja JA 2013, 920 (927). S. dazu

auch Baur/Stürner/Bruns ZwangsVollstrR, 13. Aufl. 2006, Rn. 23.3; Jauernig/Ber-
ger ZwangsVollstrR/InsR, 23. Aufl. 2010, § 32 Rn. 10 ff.

49 Vgl. zB Koch JA 2011, 749 (754 f.); Lang/Rauch ZJS 2009, 154 (157 f.).
50 LGMönchengladbach DGVZ 1996, 139; LG Weiden DGVZ 1990, 142.
51 OLG Köln JurBüro 1991, 1703; Baukelmann jurisPR-BGHZivilR 7/2006 Anm. 2;

Christmann DGVZ 1986, 56 (58).
52 BGH NJW-RR 2006, 570 (571). So auch Musielak/Voit/Flockenhaus, 18. Aufl.

2021, ZPO § 811 Rn. 28; Koch JA 2011, 749 (755); Schuschke/Walker/Kessen/
Thole/Walker/Loyal, 7. Aufl. 2020, ZPO § 811 Rn. 49.

53 BGHNJW-RR 2006, 570 (571).
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Fall 1

Die in Bochum ansässige B-Bank (B) schließt im Januar 2003 mit einer Unternehmerin einen
Darlehensvertrag über 100.000 EUR, welche sogleich ausgezahlt werden. Der Ehemann der
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klausur zur Vorlesung ZPO II (Zwangsvollstreckungsrecht) an der Universität Münster (Niveau Zwischenprüfung/Schwer-
punktbereich).
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Unternehmerin, der in Köln wohnhafte Karsten Kundig (K), unterzeichnet im Zuge dessen
als Verbraucher einen Schuldbeitritt zum Darlehensvertrag. Ab Juni 2007 bleiben die Rück-
zahlungen der Unternehmerin aus, obwohl erst ein Betrag von insgesamt 50.000 EUR getilgt
ist. B kündigt daraufhin im Dezember 2007 den Darlehensvertrag wegen Zahlungsverzugs.
Im September 2010 erwirkt sie einen Vollstreckungsbescheid über die rückständigen Zah-
lungen iHv 50.000 EUR gegen den mithaftenden K. Ende 2014 wird bekannt, dass die
Widerrufsbelehrung, die B im Jahr 2003 gegenüber K vorgenommen hat, nicht den gesetzli-
chen Anforderungen entsprach und dem K deshalb ein sog. ewiges Widerrufsrecht analog
§§ 495 I, 355 I 1, III 3 BGB aF zusteht. Hierin sieht K eine Chance, der Zahlungspflicht zu
entgehen. Daher widerruft er im Januar 2015 wirksam seine auf den Schuldbeitritt zum
Darlehensvertrag gerichtete Willenserklärung. K überlegt im Jahr 2020, ob und wie er den
Vollstreckungsbescheid „aus der Welt schaffen“ kann.

Kann K mit Erfolg einen Rechtsbehelf einlegen?

Hinweis: Die Prüfung soll auch Ausführungen zur Zuständigkeit enthalten.

Fall 2

Dieter Dreyrath (D) erwirbt im Jahre 1985 ein Rennrad in der limitierten Ausgabe „Speedy
Eddy“. Bereits ein paar Tage später schleicht sich Nachbar Stefan Schuld (S) ungesehen in die
Garage des D und entwendet das Rad. Der Diebstahl wird nicht aufgeklärt. Inzwischen ist
das Rennrad, das S weiterhin in Besitz hat, zu einem Sammlerstück geworden und 4.000 EUR
wert. Anfang 2020 erwirkt die Jurastudentin Greta Gläub (G) rechtskräftig einen Titel gegen
S auf Zahlung von 4.000 EUR. Aufgrund dieses Vollstreckungstitels pfändet der Gerichts-
vollzieher am 1.6.2020 formell ordnungsgemäß das in der Garage des S stehende Rennrad
durch Anbringung eines Pfandsiegels.

Im Rahmen des durch die Pfändung begründeten „Nachbarschaftstratsches“ erfährt D, dass S
das Fahrrad damals entwendet hat. D meint, das Rad müsse doch immer noch ihm „gehören“,
und erhebt schließlich eine Drittwiderspruchsklage vor dem zuständigen Gericht. Noch vor
der Entscheidung über diese Klage wird das Rennrad versteigert. Der Erlös iHv 4.000 EUR
wird an G ausgekehrt.

D fragt sich, ob ihm nicht zumindest der Erlös zustehe. G hingegen ist der Ansicht, durch die
Pfändung sei ein Pfändungspfandrecht entstanden, aufgrund dessen sie den Erlös behalten
dürfe. Außerdem sei es D doch „selbst schuld“, wenn er über 30 Jahre mit der Geltendma-
chung seiner Rechte warte. Das Rad habe inzwischen doch bestimmt schon dem S gehört.
Zumindest hätte D es von S nicht mehr herausverlangen können – sie habe diesbezüglich
neulich noch etwas von §§ 197, 200 BGB gehört. Dies müsse doch auch im vorliegenden Fall
gelten.

Hat D gegen G einen bereicherungsrechtlichen Anspruch auf Herausgabe des Erlöses?

Hinweis: Weitere Anspruchsgrundlagen sind nicht zu prüfen. Es ist auf alle aufgeworfenen Rechts-
probleme – gegebenenfalls in einem Hilfsgutachten – einzugehen.

& LÖSUNG

Hinweis: Der Schwerpunkt im ersten Teil liegt im Rahmen der Zulässigkeit auf präzisem Normbezug,
insbesondere im Hinblick auf die Sonderregeln zum Vollstreckungsbescheid. Bei der Begründetheit ist
vor allem zu diskutieren, auf welchen Zeitpunkt für das Eingreifen der Präklusionswirkung nach § 767 II
ZPO abzustellen ist.

FRAGE 1: VOLLSTRECKUNGSABWEHRKLAGE GEM. § 767 I ZPO

Als Rechtsbehelf kann mit Erfolg eine Vollstreckungsabwehrklage nach § 767 I ZPO einge-
legt werden, wenn eine solche zulässig und begründet ist.

A. ZULÄSSIGKEIT

Die Vollstreckungsabwehrklage gem. § 767 I ZPO ist zulässig, wenn sie statthaft, vor dem
zuständigen Gericht eingelegt und der Kläger rechtsschutzbedürftig ist.
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